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Parteistellung im Abberufungsverfahren nach § 27 Abs 2 PSG 

 
1. Antragsgegner im Abberufungsverfahren nach § 27 Abs 2 PSG ist nicht die Privat-

stiftung, sondern die abzuberufenden Mitglieder des Stiftungsvorstands. 

2. Auch ehemaligen aktuellen Begünstigten kommt Antragslegitimation nach § 27 Abs 
2 PSG zu, soweit Abberufungsgründe angeführt werden, die sich auf die Verletzung 
von Pflichten gegenüber dem Begünstigten beziehen. 

§ 27 Abs 2 PSG 

 

OGH 16.11.2012, 6 

Ob 156/12b 

 

Spruch 

Dem Revisionsrekurs wird Folge gege-
ben. 

Die Beschlüsse der Vorinstanzen werden 
aufgehoben und dem Erstgericht die 
neuerliche Entscheidung nach Verfah-
rensergänzung aufgetragen. 

Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens 
sind weitere Verfahrenskosten. 

Begründung: 

Die Vorinstanzen wiesen den auf § 27 
Abs 2 PSG gestützten Antrag der Antrag-
stellerin vom 16. 12. 2011 auf Abberu-
fung der Vorstandsmitglieder der An-
tragsgegnerin mit der Begründung zurück, 
sie habe aufgrund einer vom Stifter am 
11. 11. 2011 vorgenommenen Änderung 
der Stiftungsurkunde und der Stiftungszu-
satzurkunde ihre Begünstigtenstellung 
verloren; darüber hinaus sei nunmehr ein 
Familienbeirat, dem sie ursprünglich als 
Mitglied angehört habe, nicht mehr einge-
richtet. Da die Eintragung der Änderun-
gen konstitutiv wirke und der Eintra-
gungsbeschluss formell und materiell 
rechtskräftig sei, fehle es der Antragstelle-
rin an der Antragslegitimation. 

Rechtliche Beurteilung 

Der außerordentiche Revisionsrekurs 
ist aus Gründen der Rechtssicherheit 
zulässig; er ist auch berechtigt. 

1. Der erkennende Senat hat erst jüngst 
klargestellt, dass in einem Abberufungs-
verfahren nach § 27 Abs 2 PSG die Pri-
vatstiftung nicht Partei des Verfahrens ist 
(6 Ob 40/12v); Antragsgegner sind viel-
mehr die abzuberufenden Mitglieder des 
Stiftungsvorstands. Dass sowohl in dem - 
ebenfalls die Antragstellerin und densel-
ben Stifter sowie einen identen Sachver-
halt betreffenden - Abberufungsverfahren 
6 Ob 157/12z als auch im vorliegenden 
Verfahren die Privatstiftungen als An-
tragsgegnerinnen geführt werden, liegt in 
§ 2 Abs 1 Z 2 AußStrG begründet (vgl 
neuerlich 6 Ob 40/12v). 

Für das fortzusetzende Verfahren (vgl 2.) 
bedeutet dies aber - dies gilt im Übrigen 

sinngemäß auch für das der Entscheidung 
6 Ob 157/12z zugrundeliegende Verfah-
ren -, dass das Erstgericht nunmehr jene 
Mitglieder des Vorstands der Antragsgeg-
nerin am Verfahren zu beteiligen haben 
wird, deren Abberufung die Antragstelle-
rin anstrebt. 

Da die Antragstellerin ihren Antrag zu 
Unrecht gegen die Privatstiftung als An-
tragsgegnerin richtete und die Vorinstan-
zen die abzuberufenden Mitglieder des 
Stiftungsvorstands bislang dem Verfahren 
nicht beigezogen haben, ist die von ihnen 
vorgenommene Antragszurückweisung 
einer a-limine-Zurückweisung vergleich-
bar; einer Beiziehung der Privatstiftung 
im Revisionsrekursverfahren bedurfte es 
somit nicht. 

2. Der erkennende Senat hat in der bereits 
erwähnten Entscheidung 6 Ob 157/12z 
die Zurückweisung des Abberufungsan-
trags der Antragstellerin mit der Begrün-
dung nicht gebilligt, dass sich die Antrag-
stellerin auf anhängige Verfahren berufen 
habe, mit denen sie die Gültigkeit unter 
anderem der Änderungen von Stiftungs-
urkunde und Stiftungszusatzurkunde vom 
11. 11. 2011 bestreite; diese maßgebliche 
Vorfrage hätten die Vorinstanzen entwe-
der selbst beurteilen oder das Verfahren 
nach § 25 Abs 2 Z 1 AußStrG unterbre-
chen müssen. Darüber hinaus sei § 27 Abs 
2 PSG dahin auszulegen, dass die dort 
statuierte Antragslegitimation auch ehe-
maligen aktuellen Begünstigten zukommt, 
soweit - wie auch im vorliegenden Fall - 
Abberufungsgründe angeführt werden, die 
sich auf die Verletzung von Pflichten 
gegenüber dem Begünstigten beziehen. 

3. Damit waren aber auch hier die Zu-
rückweisungsbeschlüsse der Vorinstanzen 
zu beseitigen; das Erstgericht wird eine 
inhaltliche Prüfung der von der Antrag-
stellerin behaupteten Abberufungsgründe 
vorzunehmen haben. 

Da eine endgültige Beurteilung des Ver-
fahrenserfolgs im vorliegenden Verfah-
rensstadium noch nicht möglich ist, war 
mit Kostenvorbehalt vorzugehen. 

 


